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Verkündet

am 31„ Juli 1957 I m N a m e n d e 3 V o 1 k e 3

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen "...|.O............CCOOOIO'OODOOOOOO')

Beklagten und Revisionsbeklagten„'

hat.der 9° Senat des BundessozialgeriChts
auf die mündliche Verhandlung vom 310 Juli
1957 für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 7.

Januar 1955 wird als unzulässig verworfen„

Außergerichtliehe Kosfen sind nicht zu er—

statteno

Von Rechts wegen.
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G r ü nwd e i_._———————_n———

Die Klägerin begehrte mit Antrag vom 7„ September 1950 Hinter—

bliebenenversorgung nach ihrem am 300 April 1943 durch Herz—

schlag verstorbenen Ehemann° Dieser ist als Oberstleutnant am 30„

September 1942 auf Grund 5 24 Abs„ 3 des Wehrgesetzes vom 210
Mai 1935 aus dem aktiven Wehrdienst ausgesehieden und erhielt

Ruhegehalt nach dem Wehrmachtsfürsorge- und Versorgungsgesetz
(WFVG)„ Nach seinem Tode erhielt die Klägerin mit Bescheid des

Vehrmachtsfürsorge— und Versorgungsamts Berlin vom 50 Juni 194“

Witwengeld in Höhe von 60 v„Ho des Ruhegehalts nach dem WFVG«

Im Anschluß an die Berechnung der monatlichen Beträge des Witwer

geldes ist auf dem Bescheidformblatt u„a„ ein Absatz vorgedruckt:

Der Tod Ihres Ehemannes ist — nicht — die Folge einer

Wehrdienstbeschädigunga Die Versorgung mit Witwen— und

Waisenrente kommt — deshalb - nicht — in Frage —‚ weil”

sie — ungünstiger, günstiger — ist, — hierfür gilt der

besondere Bescheido ‘

In diesem Absatz ist das erste Wort "nicht" gestrichen°

Mit Bescheid vom 29„ Juni 1951 lehnte das Versorgungsamt Berlin

Versorgung ab: der Tod sei nicht Schädigungsfolge im Sinne der
59 1 des Berliner Gesetzes über die Versorgung von Kriegs- und

Militärdienstbeschädigten sowie ihren Hinterbliebenen vom—2407„

1950 (KVG) und des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)„ Das Herz—
leiden sei altersbedingt gewesen° Das Ruhegehalt des Wehrmachts—

fürsorge— und Versorgungsamts habe eine reine Dienstzeitvérsorgung

unabhängig von einer Wehrdienstbeschädigung (WDB.) dargestellt°
Der Bescheid wurde am 9° Juli 1951 zur Post gegebenc

Am 13„ Mai 1952 legte die Klägerin Einspruch ein„ Zur Begründung

der Verspätung führte sie aus, sie habe, als sie seinerzeit den

ablehnenden Bescheid erhielt, sogleich bei dem zuständigen Sach—

bearbeiter des Versorgungsamts vorgesprochen, um sich zu erkun-

digen, ob und welche Schritte sie gegen die Ablehnung unternehmen

dürfeo Es sei ihr bedeutet worden, daß ein Einspruch zwecklos

wäre. Damit habe sie sich damals zufriedengegebene Sie sei je—

doch jetzt zu der Auffassung gekommen, daß das Leiden ihres

Mannes, an dessen Folgen er verstorben sei, als Dienstbeschädi—

gung angesehen werden müsse" Sie bitte, in eine Überprüfung der
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Angelegenheit einzutreten„

Das Landesversorgungsamt wies den Einspruch mit Entscheidung

vom 18„ März 1953 als verspätet zurück„ Die Klägerin habe
keine stichhaltigen Gründe vorgetragen, die die Wiederein—

setzung in den vorigen Stand rechtfertigen könnten„

Hierauf erhob die Klägerin Klage zum Versorgungsgerichto Sie

begehrte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und wies da—

rauf hin,-daß in dem Bescheid vom 5„ Juni 1943 der Tod ihres
Ehemannes als WDB-Folge anerkannt worden sein

Die Klage blieb ebenso wie die dagegen eingelegte Berufung

erfolgloso ' ‘ "

Das Landessozialgericht hat in dem Urteil vom 7„ Januar 1955

ausgeführt, der Einspruch beim Landesversorgungsamt sei ver—
spätet„ Die Entscheidung über die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand richte sich nach d e m Recht, das zur Zeit

des Laufe der Einspruchsfrist gelte Das Landeséozialgericht

hat dabei 5 54 des Gesetzes über das Verfahren in Versor—
gungssachen vom 270 September 1958 zur Entscheidung heran—

gezogene Die Auskunft des Beamten, die Durchführung eines

Einspruchsverfahrens sei zwecklos, stelle keine Verhinde—

rung durch Naturereignisse oder andere unabwendbara Zufälle

dar„ Die Klägerin hätte, ebenso wie sie es später im Mai

1952 getan habe, den Einspruch auch schon innerhalb der

vorgesehenen Frist einlegen können° In der Berufung des

Beklagten auf die Fristversäumnis liege kein Verstoß gegen

Treu und Glauben„ Aus der Rechtsmittelbelehrung in dem Be—

'scheid vom 290 Juni 1951 habe die Klägerin entnehmen können,
daß sie sich innerhalb der dort bezeichneten Frist entschei—

den müsse, ob sie ihre vermeintlichen Ansprüche weiterver—

folgen wolle, gleichviel ob und inwieweit sie ihre Ent—

scheidung von dem Rat eines anderen abhängig machen

Revision ist nicht zugelassen worden„

Gegen das Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt und

beantragte
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Das Urteil des Landessozialgerichts vom
7„ Januar 1955 aufzuheben und die Sache

zur anderweitigen Entscheidung gemäß 5
“170 Abs" 2 Satz 2 SGG an das Landessoziale

gericht zurückzuverweiseno

‘Sie rügt, lo) das Landesversorgungsamt habe den Einspruch nur

aus formellen Gründen wegen Fristversäumung abgelehnt und nicht

materiellrechtlich geprüfto_Daher liege keine rechtskräftige

Entscheidung im Sinne des Gesetzes vor„ Sie weist auf einen Auf—

satz von Wilke in "Kriegs0pferversorgung" Berlin 1952 So 75 hin°
In dem Bescheid des Wehrmachtsfürsorge— und Versorgungsamts vom
5q Juni 1943 sei WDBorechtskräftig ausge8prochenf»2a) die Wieder—

einsetzung in den vorigen Stand müsse nach 5 67 SGGbeurteilt
werden, 3°) der Beklagte habe gegen Treu und Glauben verstoßen9

4.) der Tod des Ehemannesder Klägerin sei Folge der WDB°durch
Überarbeitung und Überbeanspruchung im Dienste der Wehrmacht„

Der Beklagte hat Verwerfung der Revision beantragt„

Die Revision ist forms und fristgerecht eingelegt und begründet

worden„ Sie ist jedoch nicht zulässig„

Da sie nieht zugelassen ist, findet sie nach 5 162 Abs° 1 SGG

nur statt, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens des

Landessozialgerichts gerügt wird und vorliegt (BSG 1 S„ 150)

oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs

zwischen dem Tod des Ehemannes und einer Schädigung im Sinne des

Bundesversorgungsgesetzes das Gesetz verletzt ist (BSGO 1 So

254)„

‘Das erste Revisionsvorbringen kann dahin gedeutet werden“ das

Landesversorgungsamt habe den Anspruch der Klägerin zu Unrecht

nicht sachlich geprüft° Es kann damit als Rüge nach @162 Abs°
l Nr° 2 SGG (wesentlicher Verfahrensmangel) betrachtet werden“

Die Unterlassung einer Sachentscheidung würde einen wesentlichen

Verfahrensmangel darstellen, wenn eine solche hätte getroffen '

werden müssen (vgl„ BSG° 1 S. 283)° Hier wird dieser Verfahrens—
mangel in erster Linie dem Landesversorgungsamt vorgeworfen,
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bei 5 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGGmuß es sich dagegen um einen
Verfahrensmangel des Landessozialgerichts handeln° Das

Landessozialgericht hatte zu prüfen, ob das Landesver—

sorgungsamt und das Sozialgericht zu Recht eine Sachent—

scheidung abgelehnt haben, ob also deren Verfahren an

einem wesentlichen Mangel leidet„ Der Angriff gegen die

Beurteilung von Verfahrensmängeln der Vorinstarzen

durch das Landessozialgericht betrifft an sich den In—

halt seines Urteilso Hier würde jedoch damit auch ein

Verfahrensmangel des Landessozialgerichts geltend ge—
macht werden; denn hätte das Landessczialgericht„ so kann

das Vorbringen gedeutet werden, die von der Klägerin be—

antragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Einspruchsfrist für begründet erachtet,

so hätte es selbst sachlich entscheiden müssen und nicht

aus formalen Gründen wegen Fristversäumung die Berufung

zurückweisen dürfeno Es hätte das Urteil des Sozialgerichts

aufheben und über den An8pruch auf Hinterbliebenenversor—

gung selbst entscheiden oder die Sache nach 5 159 Abs„ 1
Nro l und 2 SGG an das Sozialgericht zurückverweisen müs—

sen (Rec., Urteil vom 15„12„1955 - 4 HJ 108/54 —in SozR°
SGG@162 Da 8 Nr‚ 40; Urteil vom 2001201956 —3 RJ 88/54 —
in SozR„ SGG@162 Da 16 Nr() 66)° Ein solcher Verfahrens—
mangel des Landessozialgerichts liegt jedoch nicht vor,

denn es hat mit Recht eine Sachentscheidung abgelehnt,

weil es die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht

gewährt hat°

Zu dem weiteren Vorbringen, die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand gegen Versäumung der Einspruchsfrist richte

sich nach 5 67 SGG, hat das Bundessozialgericht bereits

entschieden, daß d a s Verfahrensrecht anzuwenden ist,

das im Zeitpunkt des Ablaufs der Verfahrensfrist und des
Wegfalls des Hindernisses gegelten hat (BSG° l 30 44 und

S° 227)o Das Landessozialgericht hat die Begründetheit
einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Einspruchsfrist des @ 41 Abs" 1 Berliner
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KVG vom 24a Juli 1950 in der Fassung des Änderungsgesetzee

vom 220 Dezember 1952 (GVBl0 S 1184) deshalb zu Recht nach

dem vor Inkrafttreten des 5 67 SGG geltenden Recht beurteilto

Es kann hier dahingestellt bleiben, ob diese Frage in ent—

sprechender Anwendung des 5 233 Zivilprozeßordnung (ZPO)‚

des 5 54 des Gesetzes über das Verfahren in Versorgungseachen

vom 27° September 1938 oder nach 5 131 Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) zu entscheiden war (@ 49 Berliner KVGvom 24„

Juli 1950„aufgehobenzumi„1o„195odurchArtikel 4 Abs„ 2
des Berliner KVG vom 122401951); denn sämtliche heranzieh—

baren Bestimmungen sehen eine Wiedereinsetzung nur bei Ver—

hinderung durch.Naturereignisse und unabwendbare Zufälle vor(

Das Landessozialgericht hat das Gesetz nicht verletzt, wenn

es in der Auskunft des Beamten des Versorgungsamts9 die mit

dem Inhalt des Bescheides vom 29° Juni 1951 übereinstimmte,

keinen unabwendbaren Zufall gesehen hate Die Revision ist

daher insoweit nach @162 Abs, 1 Nr„ 2 SGGnicht statthaft„

Die dritte Revisionsrüge richtet sich gegen den Inhalt des
Urteils des Landess02ialgerichts‚ denn es ist keine Frage

seines
Verfahrens,

wie es das Verhalten des Beklagten wertet„

ganz abgesehen davon, daß die Einspruchsfrist des % 41
Berliner KVG vom 240 Juli 1950 eine gesetzliche Verfahrens—

frist ist, deren Einhaltung das Gericht in jeder Instanz von

Amts wegen zu prüfen hat, und deren Beachtung oder Nicht—

beachtung nicht im Ermessen der Beteiligten stehto Auch

diese Rüge ist nicht geeignet, die Revision als statthaft

erscheinen zu lassen°

Das weitere Revisionsvorbringen betrifft den ursächlichen

Zusammenhang des Todes des Ehemannes mit Einwirkungen des

Wehrdienstes° Das Landessozialgericht hat über einen ur—

sächlichen Zusammenhang zwischen Tod und Wehrdienst-überhaupt

nicht entschieden‚ da es die Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand gegen die Versäumung der Einspruchsfrist als Voraus—
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setzung einer Sachentscheidung in nicht zu beanstandender

Weise nicht für begründet erachtet hat.) Diese Reviäions—

rüge greift also ebenfalls nicht durch„

Dä die Revision danach nicht zulässig ist, war sie gemäß

5 169 SGGals uhzulässig'zu verwerfeno

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 193 SGG„
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